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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 24.
Oktober 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten hat die Beklagte
dem KlÃ¤ger auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die HÃ¶he des Zuschusses zur Krankenversicherung.

Der 1936 geborene KlÃ¤ger war bis Oktober 1973 versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt und anschlieÃ�end bis September 1987 selbstÃ¤ndig tÃ¤tig.

Im November 2000 stellte er bei der Beklagten einen Rentenantrag. Ferner
begehrte er einen Zuschuss zu seiner privaten Krankenversicherung. Laut
Bescheinigung der SKrankenversicherung a.G. war er dort seit 1. April 1977
versichert und hatte ab 1. Januar 2001 einen Monatsbeitrag (ohne Anspruch auf
Krankentagegeld) von 1.135,63 DM zu leisten.

Mit Bescheid vom 20. April 2001 gewÃ¤hrte die Beklagte dem in Spanien
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aufhÃ¤ltlichen KlÃ¤ger ab 1. Februar 2001 Regelaltersrente in HÃ¶he von monatlich
1.193,06 DM sowie einen Zuschuss zum Krankenversicherungsbeitrag in HÃ¶he von
80,53 DM entsprechend 6,75 % des Rentenbetrages. Hiergegen erhob der KlÃ¤ger
am 16. Juli 2001 Widerspruch und machte geltend, die prozentuale Berechnung des
Zuschusses zur Krankenversicherung benachteilige ihn gegenÃ¼ber dem Bezieher
einer hohen Rente. Ein Wechsel der Krankenversicherung sei so gut wie
unmÃ¶glich.

Mit Schreiben vom 30. Juli 2001 erlÃ¤uterte die Beklagte dem KlÃ¤ger die
Rechtslage nach Â§ 106 Abs. 2 Sozialgesetzbuch â�� SGB â�� VI und wies den
Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 8. November 2001 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck. Der monatliche Beitragszuschuss sei den gesetzlichen Vorschriften
entsprechend in AbhÃ¤ngigkeit vom Zahlbetrag der Rente und dem maÃ�gebenden
Vomhundertsatz zutreffend berechnet worden. Er betrage die HÃ¤lfte des
durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatzes fÃ¼r krankenversicherungspflichtige
Rentner nach Â§ 247 SGB V, der jÃ¤hrlich vom Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit
festgelegt werde, hÃ¶chstens jedoch die HÃ¤lfte der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen
fÃ¼r die Krankenversicherung.

Mit der am 25. Januar 2002 erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger sein Begehren
weiterverfolgt und die GewÃ¤hrung eines monatlichen Beitragszuschusses zur
Krankenversicherung in HÃ¶he von mindestens 567,82 DM begehrt. Zur
BegrÃ¼ndung hat er vortragen lassen, die Regelung des Â§ 106 Abs. 2 SGB VI sei
verfassungswidrig. Es liege ein VerstoÃ� gegen Art. 3 und 12 Grundgesetz â�� GG
â�� vor. Es gebe keinen sachlichen Grund dafÃ¼r, dass hÃ¶here Renten zu einem
hÃ¶heren Beitragszuschuss fÃ¼hrten. Unter BerÃ¼cksichtigung von Sinn und
Zweck des Zuschusses, der eine Gleichstellung der freiwillig Krankenversicherten
und der krankenversicherungspflichtigen Rentner gewÃ¤hrleisten solle, werde er
benachteiligt. Er beanspruche ebenfalls einen Zuschuss in HÃ¶he der HÃ¤lfte seiner
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 24. Oktober 2002 abgewiesen und in
den EntscheidungsgrÃ¼nden, auf die wegen der Einzelheiten Bezug genommen
wird, im Wesentlichen sinngemÃ¤Ã� ausgefÃ¼hrt, die zulÃ¤ssige Klage sei nicht
begrÃ¼ndet. Die angefochtenen Bescheide der Beklagten seien rechtmÃ¤Ã�ig. Der
KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf Zahlung eines hÃ¶heren Zuschusses zur
Krankenversicherung und ebenso wenig zur Pflegeversicherung. Die Beklagte habe
die gesetzlichen Bestimmungen des Â§ 106 SGB VI richtig angewandt, auf die
zutreffenden AusfÃ¼hrungen im AufklÃ¤rungsschreiben vom 30. Juni 2001 und im
Widerspruchsbescheid vom 8. November 2001 werde verwiesen.

Es liege auch kein VerstoÃ� gegen Verfassungsrecht vor. Der Gesetzgeber bleibe
mit der getroffenen Entscheidung, den Zuschuss zur Kranken- und
Pflegeversicherung prozentual am Rentenbetrag zu orientieren, systemkonform
dem Prinzip der LeistungsstÃ¤rke in der Sozialversicherung treu. Aus GrÃ¼nden der
Solidargemeinschaft mÃ¼ssten Versicherte mit hÃ¶heren Einkommen darauf
bezogene hÃ¶here BeitrÃ¤ge zur Krankenversicherung entrichten als Versicherte
mit niedrigem Einkommen. Dieses Prinzip bleibe auch beim Rentenbezug bestehen,
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wobei die Beklagte fÃ¼r den zuvor vom Arbeitgeber zu zahlenden hÃ¤lftigen Betrag
der BeitrÃ¤ge eintrete. Es wÃ¼rde im Gegenteil eine gegen Art. 3 GG verstoÃ�ende
Ungleichbehandlung bedeuten, wenn bei der RentengewÃ¤hrung ein statischer und
nicht ein dynamischer â�� nÃ¤mlich prozentualer â�� Beitrag zur
Krankenversicherung bei der ZuschussgewÃ¤hrung berÃ¼cksichtigt wÃ¼rde, weil
die Bezieher einer hÃ¶heren Rente zuvor aus ihrem Einkommen auch hÃ¶here
BeitrÃ¤ge zur Renten- und Krankenversicherung geleistet hÃ¤tten. Ferner wÃ¼rden
Bezieher einer kleinen Rente Ã¼berproportional bevorzugt, weil durch einen
statischen Betrag ihr Anteil an der Kranken- und Pflegeversicherung minimiert
wÃ¼rde. Ein VerstoÃ� gegen Art. 12 GG liege ebenfalls nicht vor, da weder der
Zugang zu einem Beruf noch die ebenfalls geschÃ¼tzte negative Berufsfreiheit
tangiert wÃ¼rden.

Gegen das seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 7. November 2002 zugestellte
Urteil richtet sich die am 27. November 2002 eingegangene Berufung des KlÃ¤gers.
Er hÃ¤lt die Regelungen des Â§ 106 Abs. 2 SGB VI im Hinblick auf seine private
Krankenversicherung weiterhin fÃ¼r verfassungswidrig. Indem der Zuschuss in
HÃ¶he des halben Beitrages geleistet werde, der sich aus der Anwendung des
durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatzes der Krankenversicherung auf den
Zahlbetrag der Rente ergebe, sei zwar sichergestellt, dass der
RentenversicherungstrÃ¤ger fÃ¼r freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung
versicherte Rentner wie bei pflichtversicherten Rentnern die HÃ¤lfte der aus der
Rente zu zahlenden BeitrÃ¤ge Ã¼bernehme. In seinem Fall fÃ¼hre die gesetzliche
Regelung jedoch zu einem nicht gerechtfertigten Nachteil, da die Rentenleistungen
fast vollstÃ¤ndig von den zu zahlenden privaten KrankenversicherungsbeitrÃ¤gen
aufgezehrt wÃ¼rden. Seine rentenversicherungsrechtliche Position, nach welcher
die Beklagte BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Kranken- und Pflegeversicherung zu zahlen habe,
werde von der Eigentumsgarantie umfasst. Sofern bei freiwillig bzw.
pflichtversicherten Versicherungsnehmern der gesetzlichen Krankenkassen die
halben BeitrÃ¤ge zur Krankenversicherung durch den RentenversicherungstrÃ¤ger
Ã¼bernommen wÃ¼rden, habe dies auch bei ihm zu geschehen, denn Sinn und
Zweck der getroffenen Regelungen sei es, ihm einen seinen
EinkommensverhÃ¤ltnissen entsprechenden Krankenversicherungsschutz zu
gewÃ¤hrleisten. Diese durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG geschÃ¼tzte
vermÃ¶genswerte Position werde entwertet, da die Rente angesichts des geringen
Beitragszuschusses nahezu in den BeitrÃ¤gen zur privaten Krankenversicherung
aufgehe. Ferner sei zu berÃ¼cksichtigen, dass die freiwillig in der gesetzlichen
Krankenversicherung versicherten Rentner nach einem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts durch Eintritt in die Krankenversicherung der Rentner
die MÃ¶glichkeit hÃ¤tten, ihre Beitragsbelastung Ã¼berschaubar zu halten,
wÃ¤hrend ihm dies verwehrt sei. Ein sachlicher Grund, der die Gleichbehandlung
dieser beiden Gruppen rechtfertige, sei nicht ersichtlich. Er sei, wie viele andere in
gleicher Situation, in jungen Jahren mit billigen PrÃ¤mien in die private
Krankenversicherung gelockt worden, um dann im Alter gnadenlos abkassiert
werden zu kÃ¶nnen. Wegen des Ausschlusses sogenannter Vorerkrankungen sei ein
Wechsel zu einer anderen privaten Krankenversicherung praktisch nicht mÃ¶glich.

Der KlÃ¤ger verweist auf ein Schreiben des Bundesministeriums fÃ¼r Arbeit und
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Sozialordnung vom 12. November 1999 an den Petitionsausschuss des Deutschen
Bundestages betreffend eine Eingabe der Interessengemeinschaft der Rentner in
Spanien. Daraus ergebe sich, dass unabhÃ¤ngig davon, ob der Rentner in
Deutschland oder in Spanien wohne, bei pflichtversicherten wie bei freiwillig
versicherten Rentnern die HÃ¤lfte der monatlichen KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge
durch die Rentenversicherung getragen werde. Dies nehme er auch fÃ¼r sich in
Anspruch.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 24. Oktober 2002 aufzuheben und die
Beklagte unter Ã�nderung des Bescheides vom 20. April 2001 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 8. November 2001 zu verurteilen, ihm ab
Rentenbeginn einen monatlichen Beitragszuschuss zur Krankenversicherung in
HÃ¶he der HÃ¤lfte des von ihm tatsÃ¤chlich zu zahlenden Krankenkassenbeitrages
zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die von den Beteiligten
gewechselten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen Bezug genommen. Die den KlÃ¤ger
betreffende Rentenakte der Beklagten hat vorgelegen und ist Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige, weil nicht durch TatbestÃ¤nde im Sinne des Â§ 144 Abs. 1 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� ausgeschlossene Berufung des KlÃ¤gers ist nicht
begrÃ¼ndet.

Der Bescheid der Beklagten vom 20. April 2001 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 7. November 2001 ist hinsichtlich des hier nur
streitigen Zuschusses zur freiwilligen Krankenversicherung â�� eine
Pflegeversicherung hat der hÃ¤ufig im Ausland aufhÃ¤ltliche KlÃ¤ger nicht
abgeschlossen â�� nicht zu beanstanden. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf
einen hÃ¶heren Beitragszuschuss.

Nach Â§ 106 Abs. 1 SGB VI erhalten Rentenbezieher, die freiwillig in der
gesetzlichen Krankenversicherung oder bei einem
Krankenversicherungsunternehmen, das der deutschen Aufsicht unterliegt,
versichert sind, zu ihrer Rente einen Zuschuss zu den Aufwendungen fÃ¼r die
Krankenversicherung. Nach Abs. 2 der Vorschrift in der hier maÃ�gebenden
Fassung des 3. SGB V-Ã�ndG vom 10. Mai 1995 (BGBl. I S. 678) wird der monatliche
Zuschuss in HÃ¶he des halben Beitrages geleistet, der sich aus der Anwendung des
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durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatzes der Krankenkassen auf den
Zahlbetrag der Rente ergibt. Der insoweit maÃ�gebende Beitragssatz wird vom
Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit â�� BMG â�� jeweils zum 1. Januar eines
Jahres einheitlich fÃ¼r das Bundesgebiet festgestellt und gilt vom 1. Juli des
jeweiligen Kalenderjahres bis zum 30. Juni des folgenden Kalenderjahres. Der
monatliche Zuschuss wird auf die HÃ¤lfte der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r
die Krankenversicherung begrenzt.

Danach hat die Beklagte den Beitragszuschuss fÃ¼r den KlÃ¤ger in der Anlage 1
zum Rentenbescheid vom 20. April 2001 zutreffend berechnet. Ausgehend vom
Rentenzahlbetrag 1.193,06 DM und dem vom 1. Juli 2000 bis zum 30. Juni 2001
geltenden hÃ¤lftigen Beitragssatz von 6,75 % (vgl. Bekanntmachung des BMG vom
13. April 2000, BAnz. Nr. 81 S. 8014) betrÃ¤gt der Zuschuss monatlich 80,53 DM.
Dass der ihm gewÃ¤hrte Beitragszuschuss den einfach gesetzlichen Bestimmungen
entspricht, wird auch vom KlÃ¤ger nicht in Abrede gestellt.

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤ger ist Â§ 106 Abs. 2 SGB VI aber auch
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, soweit die Vorschrift auch bei privat
krankenversicherten Rentnern den Zuschuss nach einem bestimmten Prozentsatz
des Rentenzahlbetrages und nicht des tatsÃ¤chlichen
Krankenversicherungsbeitrages bemisst.

Ein VerstoÃ� gegen den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG liegt
insoweit nicht vor.

Der KlÃ¤ger fÃ¼hlt sich dadurch ungerecht behandelt, dass Rentenbezieher, die
freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung der Rentner versichert sind, nach
der Zuschussregelung des Â§ 106 Abs. 2 SGB VI einen Zuschuss erhalten, der
grundsÃ¤tzlich geeignet ist, die HÃ¤lfte ihrer tatsÃ¤chlich zu entrichtenden,
einkommensabhÃ¤ngigen BeitrÃ¤ge auszugleichen, wÃ¤hrend der ihm gewÃ¤hrte
Zuschuss nicht einmal ein Zehntel seines Monatsbeitrages fÃ¼r die
Krankenversicherung abzudecken vermag, der sich bei Rentenbeginn auf 1.135,63
DM belief. Einen Anspruch auf die nominelle HÃ¤lfte dieses Beitrages als
Zuschussleistung aus der Rentenversicherung kann der KlÃ¤ger aus dem
Gleichheitsgebot nicht herleiten.

Art. 3 Abs. 1 GG gebietet, alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu behandeln.
Damit ist dem Gesetzgeber allerdings nicht jede Differenzierung verwehrt. Der
Gleichheitssatz will in erster Linie eine ungerechtfertigte Verschiedenbehandlung
von Personen verhindern. Daher unterliegt der Gesetzgeber bei einer
Ungleichbehandlung von Personengruppen regelmÃ¤Ã�ig einer strengen Bindung.
Zwar kann er grundsÃ¤tzlich frei entscheiden, welche Merkmale er als maÃ�gebend
fÃ¼r eine Gleich- oder Ungleichbehandlung ansieht. Eine Grenze ist jedoch dann
erreicht, wenn sich fÃ¼r eine Ungleichbehandlung kein im angemessenen
VerhÃ¤ltnis zu dem Grad der Ungleichbehandlung stehender Rechtfertigungsgrund
finden lÃ¤sst (vgl. BVerfGE 99, 165, 178; stÃ¤ndige Rechtsprechung).

Â§ 106 SGB VI korrespondiert damit, dass bei Rentnern, die in der gesetzlichen
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Krankenversicherung der Rentner pflichtversichert sind, ein kassenindividueller
prozentualer Beitrag vom Zahlbetrag der Rente erhoben wird, den der Rentner und
der RentenversicherungstrÃ¤ger jeweils zur HÃ¤lfte tragen (Â§Â§ 247, 249 a SGB V
). Rentner, die freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind,
haben den Krankenversicherungsbeitrag, der sich ebenfalls zumindest nach dem
Rentenzahlbetrag bemisst, dagegen allein zu zahlen (Â§ 250 Abs. 2 SGB V). Um sie
mit den pflichtversicherten Rentnern (weitgehend) gleichzustellen, erhalten sie
einen Zuschuss zum Krankenversicherungsbeitrag in HÃ¶he des halben Beitrages,
der sich aus dem Zahlbetrag der Rente bei durchschnittlichem allgemeinem
Beitragssatz ergibt. In gleicher Weise werden Rentner bezuschusst, die wie der
KlÃ¤ger privat krankenversichert sind. Aus der Sicht der Rentenversicherung ist ihre
Belastung mit KrankenversicherungsbeitrÃ¤gen damit fÃ¼r alle Rentenbezieher im
Wesentlichen gleich.

Dass der Beitragszuschuss den KlÃ¤ger als privat krankenversicherten Rentner
tatsÃ¤chlich erheblich weniger entlastet als einen Rentner, der freiwillig der
gesetzlichen Krankenversicherung angehÃ¶rt, ist sachlich gerechtfertigt.
AnknÃ¼pfungspunkt ist nÃ¤mlich ihre unterschiedliche Krankenversicherung
wÃ¤hrend des Erwerbslebens. Von der Versicherungspflicht nicht erfasste Personen,
insbesondere Arbeitnehmer, deren Verdienst Ã¼ber der
Jahresarbeitsverdienstgrenze liegt, kÃ¶nnen kraft eigener Willensentscheidung
freiwilliges Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung werden oder sich privat
gegen das Risiko der Krankheit versichern. Verbleiben sie als freiwillig Versicherte in
der gesetzlichen Krankenversicherung, so tragen sie wÃ¤hrend ihres Erwerbslebens
mit regelmÃ¤Ã�ig hohen BeitrÃ¤gen zur Renten- und Krankenversicherung im
Rahmen der solidarischen Umverteilung erheblich zu den Kosten der
Rentnerkrankenversicherung bei (vgl. zu diesem Aspekt Beschluss des BVerfG vom
15. MÃ¤rz 2000 â�� 1 BvL 16/96 u.a. â�� SozR 3-2500 Â§ 5 Nr. 42).
DemgegenÃ¼ber fehlt ein solcher betrÃ¤chtlicher Solidarbeitrag zur gesetzlichen
Krankenversicherung bei Personen, die sich im Erwerbsleben lÃ¤ngere Zeit fÃ¼r
eine private Krankenversicherung entschieden haben. Der KlÃ¤ger hat sich, wie er
selbst vortrÃ¤gt, 1977 in jungen Jahren durch niedrige BeitrÃ¤ge dazu "verlocken
lassen", sich privat krankenzuversichern. Nachdem er diesen wirtschaftlichen
Vorteil und den Status eines "Privatpatienten" mit eventuell auch gÃ¼nstigerem
Leistungskatalog jahrzehntelang in Anspruch genommen hat, kann er nicht
erwarten, dass aus der Solidarkasse der Rentenversicherung nun die HÃ¤lfte seiner
im Rentenalter hohen privaten KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge von monatlich
Ã¼ber 1.000,- DM Ã¼bernommen werden, nachdem er der Solidargemeinschaft der
gesetzlich Krankenversicherten vor Ã¼ber 20 Jahren den RÃ¼cken gekehrt und
seine BeitrÃ¤ge einem privaten Versicherungsunternehmen zugewendet hat. Dass
private Krankenversicherer eine mehr an wirtschaftlichen GrundsÃ¤tzen und
konkreten Risiken orientierte Beitragsstruktur haben und niedrigen BeitrÃ¤gen fÃ¼r
junge, typischerweise fÃ¼r das Unternehmen "preiswerte" Versicherte hohe
BeitrÃ¤ge fÃ¼r hÃ¤ufig kostentrÃ¤chtige Ã¤ltere Mitglieder gegenÃ¼ber stehen, ist
allgemein bekannt. Der KlÃ¤ger hat dies bei seiner damaligen freien Entscheidung
fÃ¼r die private Krankenversicherung in Kauf genommen und muss nach der
frÃ¼heren Inanspruchnahme damit verbundener Vorteile nun auch die ihn
belastenden wirtschaftlichen Folgen im Alter tragen.
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Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG ist ebenfalls nicht tangiert. Soweit der KlÃ¤ger eine
Verletzung der Eigentumsgarantie rÃ¼gt, weil die hohe Beitragslast zu seiner
privaten Krankenversicherung praktisch die gesamte Altersrente aufzehre, macht er
zu Unrecht eine Verletzung seiner rentenrechtlichen Position geltend. Das
Bundesverfassungsgericht hat zwar (aus Anlass der EinfÃ¼hrung der sogenannten
Halbbelegung als Voraussetzung fÃ¼r die Krankenversicherung der Rentner)
entschieden, dass die rentenversicherungsrechtliche Position des Versicherten,
nach welcher der RentenversicherungstrÃ¤ger BeitrÃ¤ge oder ZuschÃ¼sse fÃ¼r die
Krankenversicherung der Rentner zu zahlen habe, Gegenstand der
Eigentumsgarantie sei. GeschÃ¼tzt ist aber lediglich der Anspruch auf
Beitragsleistung zur Krankenversicherung oder ein entsprechender Zuschuss in
einer vom Gesetz zu bestimmenden HÃ¶he. Die konkrete Reichweite dieses
Schutzes ergibt sich deshalb erst aus der Bestimmung von "Inhalt und Schranken"
des Eigentums nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG durch die konkreten gesetzlichen
Regelungen (Urteile des BVerfG vom 16. Juli 1985 â�� 1 BvR 1023/83 u.a. â�� SozR
2200 Â§ 165 Nr. 81).

Danach wird die eigentumsgeschÃ¼tzte rentenrechtliche Position des KlÃ¤gers
hinsichtlich der Leistungen zu seiner Krankenversicherung erst durch die
Regelungen des Â§ 106 SGB VI dahingehend definiert, dass er nur einen geringen
Zuschuss zu seiner relativ hohen Beitragslast beanspruchen kann (vgl. Urteil des
BSG vom 16. Mai 2001 â�� B 8 KN 2/00 R â�� SozR 3-2600 Â§ 93 Nr. 10). Dies
bewirkt jedoch keinen Rentenentzug. Dem KlÃ¤ger steht seine Altersrente
uneingeschrÃ¤nkt zur VerfÃ¼gung. Dass sie relativ niedrig ist, beruht darauf, dass
der KlÃ¤ger seit Oktober 1973 praktisch keine BeitrÃ¤ge mehr zur gesetzlichen
Rentenversicherung geleistet hat. Sollte dies seine einzige Altersversorgung sein,
beruhte dies auf VersÃ¤umnissen wÃ¤hrend seiner jahrzehntelangen
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit, die der KlÃ¤ger sich selbst zuzuschreiben hÃ¤tte. Soweit
er von dieser Rente hohe BeitrÃ¤ge zu seiner privaten Krankenversicherung
aufbringt, erhÃ¤lt er rechtlich und wirtschaftlich eine angemessene Gegenleistung
in Gestalt einer Kranken-Vollversicherung (vgl. Urteil des BSG vom 6. November
1997 â�� 12 RK 61/96 â�� SozR 3-2500 Â§ 240 Nr. 30).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 23.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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